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Was gilt für Gemeinden mit > 45.000 EW  
im Vergleich zu den allgemeinen Anforde-
rungen des Wärmeplanungsgesetzes?

1	 Gesetz für die Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der Wärmenetze (Wärmeplanungsgesetz – WPG), siehe  
https://www.gesetze-im-internet.de/wpg/WPG.pdf

2	 Leitfaden Wärmeplanung (2024): Empfehlungen zur methodischen Vorgehensweise für Kommunen und andere Planungsverantwortliche. Heidelberg, 
Freiburg, Stuttgart, Berlin; S. 109 + Anhang

3	 Richtlinie (EU) 2023/1791 des Europäischen Rates vom 13. September 2023 zur Energieeffizienz und zur Änderung der Verordnung (EU) 2023/955 
(Neufassung), siehe http://data.europa.eu/eli/dir/2023/1791/oj

Das Wärmeplanungsgesetz (WPG)1 sieht in Abhängigkeit von der in den Gemeindegebieten  
zum 01.01.2024 gemeldeten Anzahl von Einwohnerinnen und Einwohnern (EW) unterschiedliche  
Anforderungen bei der Erstellung eines Wärmeplanes vor. 

Welche Pflichten und Empfehlungen  
ergeben sich aus dem WPG für Gemeinden 
in Abhängigkeit von ihrer Größe?

Abbildung 1: Pflichten und Empfehlungen der Wärmeplanung in Abhängigkeit der Einwohnerzahl der Kommune.

Quelle: Leitfaden Wärmeplanung2, S. 12, leicht verändert

Für Gemeindegebiete mit mehr als 45.000 EW sind in § 21 WPG die Grundsätze und Anforderungen der 
Richtlinie (EU) 2023/17913 integriert. Die EU-Richtlinie legt in Art. 25 (6) fest, dass zumindest in Gemeinden 
mit einer Gesamtbevölkerung von mehr als 45.000 EW lokale Pläne für die Wärme- und Kälteversorgung 
auszuarbeiten sind und definiert dazu die zu erfüllenden Mindestanforderungen.

< 10.000 EW 10.000 bis  
45.000 EW

> 45.000 bis  
100.000 EW > 100.000 EW

•	Vereinfachtes  
Verfahren gem. §§ 4 
und 22 WPG i. V. m. 
§ 9 AVEn 

•	Gemeinsame  
Planung (Konvoi)  
zu empfehlen

•	Wärmeplan bis  
spätestens 
30.06.2028 erstellen

•	Prüfen, ob Konvoi  
mit umliegenden 
Kommunen sinnvoll

•	Wärmeplan bis 
spätestens 30.06.2028 
erstellen

•	Prüfen, ob Konvoi mit 
umliegenden Kommunen 
sinnvoll

•	Zusätzliche  
Anforderungen  
gem. § 21 WPG

•	Wärmeplan bis  
spätestens 30.06.2028 
erstellen

•	Zusätzliche  
Anforderungen  
gem. §21 WPG

•	Wärmeplan bis 
spätestens 30.06.2026 
erstellen

https://www.gesetze-im-internet.de/wpg/WPG.pdf
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2023/1791/oj
https://api.kww-halle.de/fileadmin/PDFs/Leitfaden_W%C3%A4rmeplanung_final_17.9.2024_gesch%C3%BCtzt.pdf
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Was sind die Anforderungen  
nach § 21 WPG?
Ein Wärmeplan für ein Gemeindegebiet mit mehr als 45.000 EW soll:

1.	mit dem Grundsatz »Energieeffizienz an erster 
Stelle« in Einklang stehen

2.	eine Bewertung der Rolle von Erneuerbare-
Energie-Gemeinschaften (EE-Gemeinschaf-
ten) oder anderer von den Verbrauchern aus-
gehender Initiativen, die aktiv zur Umsetzung 
lokaler Projekte im Bereich Wärmeversorgung 
beitragen können, enthalten

3.	eine Bewertung enthalten, wie die Umsetzung 
der Strategien und Maßnahmen finanziert 
werden kann sowie Finanzierungsmechanis-
men ermitteln, die es den Verbrauchern er-
möglichen, auf Wärmeerzeugung aus erneuer-
baren Quellen umzustellen

4.	eine Bewertung potenzieller Synergieeffekte 
mit den Plänen benachbarter regionaler oder 
lokaler Behörden enthalten, um gemeinsame 
Investitionen und Kosteneffizienz zu fördern

5.	von einer nach Landesrecht zuständigen Stel-
le bewertet werden (in Bayern: Landesamt 
für Maß und Gewicht – LMG); dabei kann die 
planungsverantwortliche Stelle geeignete 
Umsetzungsmaßnahmen auf der Grundlage 
der Bewertung ergreifen
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Wie lassen sich die Anforderungen  
an Kommunen mit mehr als 45.000 EW  
einordnen?

Abbildung 2: aus Leitfaden Wärmeplanung, A.1, S. 110

Anforderung lt. § 21 WPG Einordnung in Bezug auf die Aktivitäten in der Wärmeplanung

Der Wärmeplan soll mit dem Grundsatz »Energieeffi-
zienz an erster Stelle« nach Artikel 3 der Richtlinie (EU) 
2023/1791 zur Energieeffizienz (ABI. L 231 vom 20.09.2023,  
S. 1) in Einklang stehen. 

Energieeinsparungen sind im Zuge der Wärmeplanung ohnehin 
abzuschätzen; darüber hinaus kann die Energieeffizienz der  
Versorgung einschließlich der Vorkette Berücksichtigung finden; 
zudem sollen planungsverantwortliche Stellen beplante Teilgebie-
te mit erhöhtem Energieeinsparpotenzial darstellen (siehe Kapitel 
7.3.4); weitere Anhaltspunkte gibt der Leitfaden der KOM zum  
Prinzip »Energieeffizienz an erster Stelle«.

Der Wärmeplan soll eine Bewertung der Rolle von EE- 
Gemeinschaften im Sinne des Artikels 2 Nummer 16 der 
Richtlinie (EU) 2018/2001 oder anderer von den Verbrau-
chern ausgehenden Initiativen enthalten, die  
aktiv zur Umsetzung lokaler Projekte im Bereich Wärme
versorgung beitragen können.

Wie eine Berücksichtigung von EE-Gemeinschaften in der Wärme
planung und die finanzielle Teilhabe der Bevölkerung an Maßnah-
men zur Umsetzung der Wärmeplanung umgesetzt werden können, 
ist in Kapitel 2.1.3 dargestellt.

Der Wärmeplan soll eine Bewertung enthalten, wie die 
Umsetzung der Strategien und Maßnahmen finanziert 
werden kann, und Finanzierungsmechanismen ermitteln, 
die es den Verbrauchern ermöglichen, auf Wärmeerzeu-
gung aus erneuerbaren Quellen umzustellen. 

Für die Ermittlung der Finanzierungsmechanismen ist eine Auflis-
tung/Beschreibung der Förderprogramme des Bundes und des  
Bundeslands, in dem das beplante Gebiet liegt, ausreichend.  
Idealerweise wird dies ergänzt um kommunale Förderprogramme, 
sofern diese existieren. Hinweise zur Finanzierung von Maßnahmen 
können in der Umsetzungsstrategie berücksichtigt werden (siehe 
Kapitel 9).

Der Wärmeplan soll eine Bewertung potenzieller Syner-
gieeffekte mit den Plänen benachbarter regionaler oder 
lokaler Behörden enthalten, um gemeinsame Investitio-
nen und Kosteneffizienz zu fördern. 

Diese werden bestenfalls im Rahmen der Beteiligung und des Aus-
tauschs mit benachbarten Gemeinden oder Gemeindeverbänden  
adressiert (siehe auch Abschnitt 1.2.2). Ein Austausch ist im Zuge 
der Wärmeplanung für alle Kommunen sinnvoll, da unter anderem 
überregional nutzbare Potenziale für erneuerbare Energien identi-
fiziert werden können. Zudem ist es ratsam, regionale und über­
regionale Pläne zu berücksichtigen (siehe Kapitel 2.1.1).

Der Wärmeplan soll von einer nach Landesrecht zuständi-
gen Stelle bewertet werden, dabei kann die planungsver-
antwortliche Stelle geeignete Umsetzungsmaßnahmen 
auf der Grundlage der Bewertung ergreifen.

Da die Zuständigkeit bei einer nach Landesrecht zuständigen Stelle 
liegt, geht die Anforderung mit keinem unmittelbaren Handlungs
bedarf der planungsverantwortlichen Stelle einher.

https://api.kww-halle.de/fileadmin/PDFs/Leitfaden_W%C3%A4rmeplanung_final_17.9.2024_gesch%C3%BCtzt.pdf
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Wer bewertet die Rolle von potenziellen  
und bestehenden EE-Gemeinschaften  
(> 45.000 EW)?

4	 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energien aus erneuer-
baren Quellen; siehe http://data.europa.eu/eli/dir/2018/2001/2023-11-20

Die Zuständigkeit für die Bewertung der fachlichen Richtigkeit des Wärmeplanes liegt in Bayern bei den 
Kommunen, da sie nach § 8 der Verordnung über die Ausführung energiewirtschaftlicher Vorschriften 
(AVEn) die planungsverantwortlichen Stellen sind.

Wann sind EE-Gemeinschaften in den  
Prozess der Wärmeplanung einzubinden?
Mit Hilfe von EE-Gemeinschaften und anderen von 
den Verbrauchern ausgehenden Initiativen, die Pro-
jekte zur Wärmeversorgung umsetzen können, soll 
es lokalen Akteuren ermöglicht werden, sich aktiv in 
die Planung und den Aus- und Aufbau der Energie-
versorgungsinfrastruktur einzubringen. Solche Ge-
meinschaften führen zu einer verbesserten Teilhabe 
der Bevölkerung, sowohl was die direkte Einbin-
dung der Bürgerinnen und Bürger in die Umsetzung 
von Projekten und deren Erfahrungen und Wissen 
betrifft, als auch ihre finanzielle Beteiligung. Das 
schafft mehr Akzeptanz in der Bevölkerung und ge-
neriert Wertschöpfung vor Ort.

Was unter EE-Gemeinschaften zu verstehen ist, re-
gelt Art. 2 S. 2 Nr. 16 der Europäische Erneuerbare-
Energien-Richtlinie (RED III)4. In Deutschland sind 
vor allem (Bürger)Energiegenossenschaften auf die-
sem Feld aktiv. 

Wie in § 21 WPG Nummer 2 gefordert, ist für Ge-
meindegebiete mit mehr als 45.000 EW eine Bewer-
tung der Rolle von potenziellen und bestehenden 
EE-Gemeinschaften durchzuführen.

Unabhängig davon schreibt § 7 Abs. 2 Nr. 3 vor, dass 
potenzielle Betreiber von Energieversorgungsnetzen 
bzw. Wärmenetzen frühzeitig und fortlaufend an der 
Wärmeplanung zu beteiligen sind. Das betrifft damit 
auch EE-Gemeinschaften, die als Betreiber in Frage 
kommen.

Im Folgenden zeigen wir auf, in welchen Phasen der 
Wärmeplanung die EE-Gemeinschaften mit welchen 
Aufgaben eingebunden werden können. [siehe dazu 
den Leitfaden Wärmeplanung 1.3.1, S. 16 f]. 

https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2018/2001/2023-11-20
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayZVEnEV-G3
https://api.kww-halle.de/fileadmin/PDFs/Leitfaden_W%C3%A4rmeplanung_final_17.9.2024_gesch%C3%BCtzt.pdf
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•	 Während der Prozesseinleitung 
Abfrage von Interessen in der Bevölkerung. Informationsveranstaltungen, die Verteilung von In-
formationsflyern sowie Inserate in kommunalen Amtsblättern/Gemeindeblättern, kurze Fragebö-
gen und persönliche Unterstützung durch Umsetzerinnen und Umsetzer

•	 Während der Bestandsanalyse 
Erfassung bestehender EE-Gemeinschaften und Identifikation geeigneter Gebäude, Quartiere 
oder Gebiete

•	 Während der Potenzialanalyse 
Erhebung regionaler Potenziale und Wärmequellen (z. B. für Nahwärmenetze)

•	 Während der Gebietseinteilung 
Bei Identifikation eines Eignungsgebietes für ein Wärmenetz wird empfohlen, Interessengruppen 
für EE-Gemeinschaften gezielt anzusprechen

•	 In der Umsetzungsphase
•	 Bereitstellung von Kapital, Darlehen, Bürgschaften oder Einbringung von Eigenkapital
•	 Unterstützung bei der Antragstellung von Förderprogrammen5, Erstellung von  

Machbarkeitsstudien
•	 Bereitstellung oder Verpachtung von Grundstücken oder Dachflächen für erneuerbare  

Energien
•	 Bereitstellung von gemeindeeigenen Wegeflächen für Zuwegung und Verlegung
•	 Unterstützung bei der Planung und Genehmigungen
•	 Unterstützung bei der Öffentlichkeitsarbeit, Anlaufstelle für Bürgerinnen und Bürger

5	  Übersicht über Finanzierungsoptionen für die Wärmetransformation auf kommunaler Ebene

Mehr zum Thema Bürgerenergie und EE-Gemeinschaften finden Sie auf folgenden Internetseiten: 

•	 Energieatlas Bayern 
www.energieatlas.bayern.de: > Bürger > Bürgerenergie

•	 Informationsplattform EE-Gemeinschaften:  
https://erneuerbare-energie-gemeinschaften.de/

https://www.bestellen.bayern.de/application/applstarter?APPL=eshop&DIR=eshop&ACTIONxSETVAL(artdtl.htm,APGxNODENR:1325,AARTxNR:lfu_klima_00220,AARTxNODENR:374895,USERxBODYURL:artdtl.htm,KATALOG:StMUG,AKATxNAME:StMUG,ALLE:x)=X
https://www.energieatlas.bayern.de/buerger/buergerenergie
https://erneuerbare-energie-gemeinschaften.de/
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